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R. beschäftigt sich mit der politischen 
Modernisierung. Diese ist zugleich Be­
dingung wirtschaftlicher Modernisie­
rung, doch wird dieses Thema nicht 
weiter verfolgt. R. arbeitet abstrahie­
rend und systematisch (keine Fallstu­
die) . Historische Rückblenden und glo­
bale übersichten illustrieren seine The­
sen mehr, als daß sie sie wirklich bele­
gen. Wo weder ein Staat oder eine Re­
gion unter ihren spezifischen Bedingun­
gen analysiert noch ein konkretes Ein­
zelproblem vergleichend untersucht, 
statt dessen "Modernität" in ihren Be­
dingungen und Entfaltungsmäglichkei­
ten schlechthin thematisiert wird, ent­
steht allerdings die Neigung, ins All­
gemein-Unverbindliche abzugleiten, zu­
mal am Ende die Erkenntnis bleibt 
(275), daß es nicht e i n  Muster oder 
Rezept, e i n  e Voraussetzung für die 
erfolgreiche und rasche Modernisierung 
gibt. Solch Erfolg ist stets Produkt je 
einzigartiger Bedingungen, überliefe­
rungen und Erfahrungen und ist je­
der Nachahmung unzugänglich. 

Jedermann scheint intuitiv zu ahnen, 
was Modernität oder Modernisierung 
sei. Dennoch ist dieser Zentralbegriff 
eines ganz neuen Wissenschaftszweiges 
noch zu unscharf. Eher weiß man, was 
Modernität n i e  h t ist. Handelt es 
sich positiv um Staats bildung, Indu-
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strialisierung, wirtschaftliche Entwick­
lung, ökonomisierung im umfassende­
ren Sinne? - R. versteht darunter 
(3 ff.) die Umwandlung des Menschen 
und der Gesellschaft durch verbesserte 
Herrschaft über die Natur durch en­
gere Kooperation zwischen den Men­
schen, geistige, technologische, soziale 
Revolution. 
Modernisierung wird sehr umfassend 
interpretiert. Sie beinhaltet und trans­
zendiert zugleich spezifischere Verände­
rungen wie Industrialisierung, Ratio­
nalisierung, Säkularisierung, Bürokrati­
sierung - kurz "change throughout 
the social tapestry" (6). Modernisie­
rung ist ein offener, nie beendeter Pro­
zeß, Geschichte der Menschheit als 
Fortschritt, der sich indessen auf kein 
inhaltlich bestimmtes Ziel hinbewegt 
(auch 238) .  R. verwirft deshalb jede 
deterministische, dualistische oder zy­
klische Geschichtsbetrachtung und be­
tont nachdrücklich die unauswechselba­
re Funktion der politischen Entschei­
dung in diesem Prozeß. Aufgabe des So­
zialwissenschaftlers ist deshalb, den 
Spielraum deutlich zu machen, den die 
menschlichen sozialen Bedingungen für 
diese Wahl gewähren ( 17) .  - Traditio­
nelle Gesellschaften sind nur noch 
nicht-modern ( 12) .  
R. versteht Modernisierung durchaus 
als analytischen, wertneutralen Begriff. 
Ergebnisse der Modernisierung sind 
ethisch nicht determiniert. R. verurteilt 
deshalb entschieden jene meist amerika­
nischen Autoren, die politische Ent­
wicklung mit dem Zunehmen an De­
mokratie gleichsetzen, oder Rostows 
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stages of economic growth (8, 140). 
Demokratie und Totalitarismus - den 
er ungeachtet neuerer Totalitarismusfor­
schung meist mit Kommunismus 
gleichsetzt - sind gleichermaßen "mo­
derne" Systeme. Dabei sucht R. sich 
gegen wissenschaftstheoretische Gefah­
ren abzusichern : eine unilinear-evolu­
tionäre Betrachtungsweise, Anachronis­
mus wie Ethnozentrismus, Vernachläs­
sigung der p o l  i t i s e h e  n Entschei­
dung (s. bereits oben) zugunsten der 
sozialen, wirtschaftlichen und psycholo­
gischen Ursachen politischer Phänome­
ne, schließlich die Verwechslung von 
Korrelation und Verursachung : etwa 
zwischen bestimmtem wirtschaftlichem 
Niveau und Demokratie ( 140 ff., 1 3 1  
f. ; diese Verwechslung ist noch heute 
Grundlage der US-Auslandshilfepoli­
tik) . Dennoch erliegt R. später gele­
gentlich der Versuchung, in den Mo­
dernitätsbegriff etwa bei der Behand­
lung von equality, participation (dar­
über sogleich) das eigene historische 
Demokratie-Verständnis nunmehr wer­
tend einzuführen (208,  236, 278) .  
Ausgehend von der engen Verbindung 
zwischen Modernisierung und National­
staat, von der Beobachtung, daß nur 
zu Nationen gewandelte Gesellschaften 
mehr als rudimentäre Modernisierung 
erfahren haben, fragt R. dann nach den 
wesentlichen Merkmalen des modernen 
Nationalstaates (Kap. II-IV) als des 
wichtigsten Vehikels der Modernisie­
rung. Ja wegen dieses Zusammenhan­
ges konstituiert die Modernisierung 
überhaupt erst den Nationalstaat, 
wenn dieser als eine sich selbst regie­
rende Gruppe von Individuen um­
schrieben wird, die sich auf das Aben­
teuer der Modernisierung eingelassen 
hat und groß genug ist, diese Aufgabe 
mit einiger Aussicht auf Erfolg zu be­
wältigen (35). Der moderne Staat ist 
ein sich modernisierender Staat. Die 
"jungen Staaten" oder was es sonst an 
euphemistischen Umschreibungen 
gibt sind deshalb "late-modernizing 
states" .  
Ein moderner Staat weist drei entschei­
dende Merkmale auf : 
1 .  Identität und Einheit (personal-geo-
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graphisch), dazu gehört Arbeitsteilung 
und Interdependenz (47). 
2 .  Ein erhebliches Maß an Autorität 
zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben. 
3. Schließlich müssen die Menschen 
"p a r t  i c i p a t e in their common af­
fairs on a basis of approximate 
e q u a l i t y" (35) .  
Dabei erweisen sich in spezifischer 
Weise die Identität als wesentlich für 
die Nation, Autorität für den Staat 
und equality/participation für die Mo­
dernität. Alle drei Elemente zusammen 
bilden die politische Basis des moder­
nen Nationalstaates. 
Im einzelnen wird dann der Begriff der 
Identität eher konventionell abgehan­
delt : Geographie, Geschichte, Sprache, 
Volks wille (E. Renan) . R. versteht sie 
(in Anlehnung an Karl W. Deutsch) 
wesentlich als Ergebnis eines sich inten­
sivierenden sozialen Lern- und Ge­
wohnheitsformungsprozesses, das heißt 
wachsender sozialer Kommunikation 
(61 f.). 
Von den USA aus gesehen durchaus 
unideologisch betont R. (72 ff.) das we­
sentliche Merkmal des sich modernisie­
renden Staates : das Anschwellen der öf­
fentlichen Funktionen, Mittel und Auf­
gaben. Autorität bedeutet in diesem 
Sinne die dafür erforderliche kompe­
tente, sach- und dienstorientierte Ver­
waltung, die Zurverfügungstellung 
von Kommunikationsmitteln aller Art, 
eines Erziehungssystems, wirtschaftli­
cher Planung usw. Demokratie und to­
talitärer Staat unterscheiden sich inso­
fern nicht voneinander (allenfalls in der 
Art der Wahrnehmung dieser Funktio­
nen), sondern gemeinsam vom tradi­
tionellen Staats typ (etwa des Yemen). 
Das geringe Ausmaß dieser öffentlichen 
Funktionen ist das hauptsächliche An­
zeichen fehlender Modernisierung. 
Das Prinzip der Gleichheit und Teil­
habe an allen Positionen und Prozes­
sen ist das in der modernen Weh am 
weitesten proklamierte politische Ideal 
(79 ff., 249), zugleich das am wenig­
sten erreichte. Es konstituiert Moder­
nität. In traditionellen Gesellschaften 
sind Privilegien aller Art (politische 
Macht, Reichtum, sozialer Status) in 



der gesellschaftlichen Struktur und Ide­
ologie abgesichert. Die Wandlung zur 
Modernität bewirkt Mobilität und In­
teraktion, Teilhabe und Gleichheit. Ge­
rade an diesem Punkte findet sich der 
oft unmerkliche übergang von der 
analytischen zur normativen Verwen­
dung dieses Aspektes der Modernität, 
d. h. zur Annahme einer entsprechen­
den wertgebundenen Zielvorstellung 
für den Prozeß der Modernisierung. 
Europa, von keinem modernen Staat 
bedrängt!, konnte sich durch Jahrhun­
derte einen langsamen "Rhythmus po­
litischer Modernisierung" (1 05 ff.) ge­
statten. Die intensive Einwirkung des 
europäischen Beispiels durch internatio­
nale Machtpolitik, Kolonialismus, spä­
ter durch die industrielle Technologie 
und Kommunikationsmittel erlaubt 
der Dritten Welt heute keinen derar­
tig gemächlichen Gang. Ihre Führer, 
mit bereits vorhandenen Modellen mo­
derner Nationalstaaten konfrontiert, 
können die Entwicklung nicht mehr 
sich selbst überlassen. R. unterscheidet 
( 106 ff.) drei Modernisierungsmodelle 
der Konfrontation : 
1 .  Kolonialherrschaft. Diese (241 ff.) 
veränderte zwar allgemein die Techno­
logie, aber kaum die traditionellen so­
zialen Beziehungen. Sie vermittelte be­
stenfalls das Modernitäts-Element Auto­
rität, jedoch selten Identität und noch 
weniger Gleichheit/Teilhabe. 
2 .  Defensive Modernisierung zur Ab­
wehr des Andringens der bereits mo­
dernen Welt, meist durch reformeri­
sche Monarchen (Rußland Peters 1., 
Türkei, Kgypten, Japan). 
3 .  Schließlich bewußte Revolution. 

Wichtige Unterschiede ergeben sich 
unter dem Aspekt der politischen Kon­
tinultat zwischen kolonialen und 
nicht-kolonialen Staaten. Japan als Mo­
dell des spät-modernisierenden nicht­
kolonialen Staates konnte Tradition 
und Modernität in ein Gleichgewicht 
bringen und die Balance allmählich zur 
letztgenannten hin verschieben, d. h. 
em vorhandenes politisches Gerüst 

verwenden. Der Kolonialismus dagegen 
zerstörte in den meisten Fällen die 
traditionelle politische Struktur und 
Kultur. Die nachkolonialen Staaten 
konnten meist an keine vorkolonialen 
politischen Traditionen anknüpfen, die 
das g a n  z e Gebiet des heutigen Staa­
tes umfassen. Hier muß der National­
staat völlig neugeschaffen werden (be­
sonders in Afrika). 
Da die gleichzeitige Stärkung und Ent­
wicklung aller drei Merkmale des mo­
dernen Nationalstaates (Identität, Auto­
rität, Gleichheit-Teilhabe) der Qua­
dratur des Kreises gleichkommen wür­
de, ist die Frage nach der optimalen 
Reihenfolge ihrer Verwirklichung ent­
scheidend ( 123  ff.). 
Klare Prioritäten versprechen unter 
Umständen mehr Erfolg als das Ziel "al­
les auf einmal" (das gleichzeitige Stre­
ben nach nationaler Identität/Einheit 
u n d  Gleichheit in Deutschland und 
Italien 1 848 verwirklichte keines der 
Ziele ; später konnten Cavour und Bis­
marck sich - bei vorhandener Autori­
tät in den "core areas" besonders 
Preußens und Piemonts - mit Erfolg 
auf die Einheit konzentrieren ; das The­
ma Gleichheit/Teilhabe wurde erst 
1 9 1 8  wieder aufgenommen). Die ver­
schiedenen Elemente erfordern ganz 
verschiedene Fähigkeiten und zeitliche 
Dimensionen. Die Erweiterung der 
Autorität ebenso wie der Gleichheit 
(es sei denn durch Revolution) sind 
langfristige Prozesse, während eme 
Identitätserweiterung am besten ak­
zeptiert wird, je schneller und endgül­
tiger sie sich vollzieht. Alle drei Ele­
mente stärken sich zwar gegenseitig. 
Aber nur wenn eine starke Autorität 
vorhanden ist, können Identität (am 
besten um vorhandene autoritätsbe­
wehrte "core areas" herum : Preußen 
Deutschland) und Gleichheit (für sich 
allein betrachtet ein anarchisches Prin­
zip - der tödliche Naturzustand bei 
Hobbes) neu entstehen. Autorität 
und auch Identität können in vor-mo­
dernen, traditionellen Zusammenhän-

1 Vielleicht war aber der europäische Modernisierungsprozeß eine Reaktion auf die Begegnung mit der 
relativ modernen Welt des Islam ; yg! . dazu A. P. Thornton, Doctrines of Imperialism (1965) S .  126 H. 
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gen existieren. Gleichheit/Teilhabe 
sind Element und Produkt der Mo­
dernität selbst. 
Deshalb ergibt sich als optimal wirk­
samste Reihenfolge : Identität/Einheit 
- Autorität - Gleichheit. Der Mo­
dellfall ist Japan. Er zeigt aber auch 
die Einmaligkeit seiner geschichtlichen 
Bedingungen. Die zweitbeste, am wei­
testen praktisch anwendbare Sequenz : 
Autorität - Identität - Gleichheit. 
Modell : die meisten westeuropäischen 
Staaten (einschließlich Preußen­
Deutschland, Piemont-Italien) . Gegen­
beispiel: Mexiko nach 19 10. Das Ver­
langen nach Gleichheit suchte man auf 
Kosten der Autorität zu verwirklichen. 
Das resultierende Chaos konnte erst 
überwunden und die Grundlage für 
das sich modernisierende Staatswesen 
erst gelegt werden mit der Wiederher­
stellung der staatlichen Autorität durch 
Calles im Jahre 1929. 
Eine Theorie der politischen Moderni­
sierung - zu ergänzen : auch jede et­
waige Hilfe für diesen Prozeß - müß­
te an diese Unterscheidung anknüpfen 
und die Länder danach gruppieren, was 
sie primär benötigen (276 ff.) : verant­
wortliche Regierungsautorität und 
pflichtorientierte Verwaltung (die mei­
sten Staaten Afrikas), bei deren Vor­
handensein nationale Einheit und Iden­
tität (einige arabische Staaten) ; schließ­
lich können Staaten, die (so einige la­
teinamerikanische Staaten, besonders 
Mexiko) beide Komplexe bewältigt ha­
ben, sich der Frage der Gleichheit/ 
Teilhabe zuwenden. 
Vom Modernisierungsaspekt her ergibt 
sich auch eine neue Einteilung der 
Staatsformen ( 148) : 
1 .  Traditionelle Herrschaft. 
2 .  Modernisierende Staaten in drei Ge­
stalten : persönliche (charismatische), 
militärische und als Einparteienherr­
schaft (Autoritarismus). 
3 .  Moderne Staatswesen als demokra­
tische oder als totalitäre. 
R. diskutiert nachfolgend in mehr kon­
ventioneller Weise die bekannten Pro­
bleme der charismatischen Führung ( 149 
H., Auseinandersetzung mit Max Weber), 
die besonders in nachkolonialen Staaten 
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große Bedeutung hat, weil traditionelle 
und rationale Autorität schwach sind, 
ferner weil sie das einzige Element an 
Legitimität und Kontinuität in schwan­
kenden und stürzenden Ordnungen 
und Institutionen darstellt. Zugleich 
aber gibt sie das Problem der Nach­
folge auf, das nur lösbar ist, indem das 
Charisma sich selbst entbehrlich macht 
(Routinisierung, Organisation, institu­
tionalisierte Ideologie). Weiter behan­
delt Kap. VI das Militärregime, über 
das es speziell für Lateinamerika, wo 
man das Phänomen besonders konti­
nuierlich studieren kann, die vorzügli­
chen Arbeiten von E. Lieuwen und J. 
Johnson gibt. Immerhin ist der mili­
tärische Eingriff in die Politik schon 
ein Anzeichen für Modernisierung, 
denn nur im sich modernisierenden 
Staat sind militärische von zivilen politi­
schen Funktionen getrennt. Zugleich 
macht er aber die Schwäche der zivi­
len Regierungen deutlich, die etwa den 
Anforderungen an ihre Autorität in 
den Jahren nach der Unabhängigkeit 
nicht genügen konnten. überall ist die 
Neigung zur übernahme der Regie­
rungsgewalt durch das Militär einige 
Jahre nach Erlangung der Unabhängig­
keit zu beobachten. 
Kap. VII behandelt die Rolle und 
Wirkungsmöglichkeiten politischer Par­
teien, die Voraussetzungen, unter de­
nen Parteien mit breiter oder schma­
ler Basis entstehen, die Bedeutung von 
Ein-Parteien-Systemen gerade in "late­
modernizing"-Staaten unter anderem 
für die überwindung des Einflusses des 
Militärs auf die Politik sowie für das 
Nachfolgeproblem (besonders Mexiko, 
Türkei, 2 1 3  f., 223 ff.) 
Einen besonderen Abschnitt widmet R. 
den "Schwierigkeiten der Demokratie" 
(227 ff.), weil alle nachkolonialen Staa­
ten sich zunächst zu ihr bekannt hät­
ten (249), aber nur wenige sie noch 
üben. Entgegen (besonders in Ameri­
ka) verbreiteter Annahme ist die De­
mokratie kein Normal- oder Naturzu­
stand, sondern "a state of civilized so­
ciety" .  Man trifft sie hauptsächlich in 
Staaten an, die bereits einen längeren 
Modernisierungsprozeß hinter sich ha-



ben - ohne daß insoweit em Kausal­
zusammenhang bestünde. R. betont den 
Pluralismus gedanken als Wesen der De­
mokratie so nachhaltig, daß er das 
Kind mit dem Bade ausschüttet und 
vor allem in den sich modernisierenden 
Ländern wenig Verständnis finden 
wird. Demokratie erscheint ihm - das 
ist natürlich nicht neu - im wesent­
lichen als politische Form ohne spezi­
fischen Inhalt, als Methode zur Lö­
sung von politischen und sozialen 
Konflikten. Die gegensätzlichen Inter­
essen müssen deshalb artikuliert und 
ausgetragen statt unterdrückt werden. 
Diesem Ziel dienen die politischen Par­
teien, die Nominierung rivalisierender 
Kandidaten, Wahlen, Fraktionsbildun­
gen im Parlament usw. Nur dadurch 
kann politische Teilhabe maX1mIert, 
Gleichheit zwar nie voll, aber annähe­
rungsweise realisiert werden. Abgese­
hen vom Bewußtsein der Identität des 
Volkes und der Geographie, die nach 
R's Ansicht unentbehrlich sind, lehnt 
er emphatisch den Gedanken eines Kon­
sensus ab - Demokratie lebt vom "dis­
agreement" . Das ist zwar richtig, aber 
nur partiell. R. macht Voraussetzun­
gen, die in den USA und wenigen an­
deren Staaten gegeben sind (oder wa­
ren) : nämlich daß es einige Fragen gibt, 
die trotz der Auffassung von Demo­
kratie als Methode zur Konfliktlösung 
dem Streit entzogen sind. Denn man 
muß sich nun einmal wenigstens über 
diese Methode einig sein. Abgesehen 
von einigen materiellen Grundwerten : 
des Menschenbildes, der Rolle und 
Funktion des Eigentums, gehören zu 
jenen dem Streit entrückten Fragen 
vor allem diese : das Einverständnis dar­
über, daß eben die anderen (die "zu­
gelassenen ") Konflikte in einem be­
stimm ten Rahmen und Verfahren ge­
löst werden sollen und daß man sich 
an die Ergebnisse dieses Prozesses hal­
ten wird, um ihn - d. h .  die Demo­
kratie - nicht zu zerstören. Keine 
Gruppe darf so schwerwiegende unge­
stillte Bedürfnisse haben, daß deren 

Befriedigung auf Kosten anderer und 
des Systems ihr wichtiger erscheint als 
die Erhaltung dieses Systems oder um­
gekehrt, jede Gruppe muß die Erhal­
tung des Systems höher bewerten als 
die Durchsetzung eines möglichen eige­
nen Verlangens ; zugunsten des erst­
genannten muß sie bereit sein, eine we­
niger als volle Befriedigung hinzuneh­
men2• Diese Art des Konsensus ist con­
ditio sine qua non für das Funktionie­
ren der Demokratie. Ihr relativer Er­
folg in den USA verengt die Sicht 
(vgl. aber S. 232 unten) für das außer­
ordentliche Maß an Reife, Zurückhal­
tung, Takt - um nur einige der Im­
ponderabilien zu nennen -, das de­
mokratische Praxis erfordert. Und die 
- entgegen politischer Legende - feh­
lende revolutionäre Tradition in den 
USA verstellt selbst einem Sozialwis­
senschaftler vom Range R's die Sicht 
dafür, daß die demokratische Kon­
fliktoffenheit nur auf der Grundlage 
d i e  s e s  Konsensus möglich ist, der 
aber in wirklich revolutionären wie in 
den meisten nachkolonialen Lagen ein­
fach (noch) nicht existiert. Wenn also 
Modernisierung zur Demokratie hin­
führen soll, muß dieser Konsensus her­
gestellt werden - offensichtlich eine 
der schwierigsten Aufgaben der Nach­
zügler im Modernisierungsprozeß. Da­
für geben auch R's Kriterien der 
Modernität nichts her - zu Recht, 
denn insofern beschränkt R. sich doch 
auf den rein analytischen Begriff der 
Modernisierung. 
Das letzte Kap. streift impressioni­
stisch verschiedene internationale Pro­
bleme der Modernisierung, so die Er­
folgschancen des amerikanischen Mo­
dells, der amerikanischen foreign aid­
Ideologie wie auch des kommunisti­
schen Modells (dessen Attraktivität 
nicht zuletzt auf einer Reihe geschickt 
ausgenutzter Irrtümer beruhe, so dem, 
daß der Kommunismus wesentlichen 
Anteil an der Entkolonialisierung ge­
habt habe) . Beide Supermächte hatten 
wenig Erfolg bei dem Versuch, das je-

2 Vgl. etwa E .  Fraenkel,  Der Pluralismus als  Strukturelement der freiheitIich-rechtsstaatlichen Demokratie, 
in : Deutschland und die westlichen Demokratien, 3. Aufl . (1968) S .  165 H. 
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weils eigene System auf die moderni­
sierenden Staaten zu übertragen. Ein­
zig sinnvolle Politik für diese Mächte 
ist nach R. größere Zurückhaltung je­
nen Staaten gegenüber (267 ff.), ver­
bunden mit einem hemmenden Einfluß 
desselben Sinnes gegenüber den eigenen 
Verbündeten, die der Mittelklasse mo­
derner Staaten angehören, und sei es 
auch nur im eigenen Interesse der Auf­
rechterhaltung eines weltweiten Macht­
duopols der Großmächte. Auslandshil­
fe - wenn nicht überhaupt durch spe­
ziellere Ziele wie etwa die Geburten­
kontrolle abzulösen (272) - sei durch 
Zusammenarbeit zwischen annähernd 
Gleichen (Assoziierung mit der EWG), 
Multilateralisierung (UNO), Latinisie­
rung der Allianz für den Fortschritt, 
wo doch bilateral gehandhabt, durch 
gemeinsame Projekte statt direkte Hil­
fen zu realisieren. 
Ein praktischer Vorschlag sollte nicht 
unerwähnt bleiben (278 f.) : eine Or­
ganisation der modernisierenden Staa­
ten zu schaffen, nicht als "dritte Kraft" 
zwischen den Großmächten oder als 
Kartell der Rohstoffe erzeugenden Län­
der, sondern als Forum für den Aus­
tausch der je eigenen Erfahrungen im 
Prozeß der politischen Modernisierung 
- in Fragen wie der Organisierung 
lokaler Parteien und Gewerkschaften, 
Abhaltung von Wahlen, Ausbildung 
einer Verwaltung über religiöse und re­
gionale Trennungen hinweg, des Auf­
baues eines Erziehungssystems in Viel­
sprachen-Staaten u. a. m. Gegenseitige 
Selbsthilfe ist sicher die fruchtbarste 
Art der Hilfe. Knud Krakau 

E. J. BRILL 
Traditional and Modern Legal 
Institutions in Asia and Africa 
Herausgegeben von David C. Bux­
baum ; Band V der "International Studies 
in Sociology and Social Anthropology",  
Leiden, 1 967, 151 S., 24 Gld. 

Das Buch ist, was ein Kaufwilliger 
wissen sollte, ein Nachdruck aus Band 
11 des "Journal of Asian and African 
Studies" (1967). 
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Hendersons Aufsatz über die Veröffent­
lichung von Tokugawa-Gesetzen (Ja­
pan, 1 7.-19. Jahrhundert) ist eine rein 
historische Arbeit. Der Bezug zur Ge­
genwart, den Henderson ( "Die Mo­
dernisierung beginnt mit der Frage, 
was aus der Vergangenheit brauchbar 
ist und was geändert werden muß", 
S. 9) und der Herausgeber Buxbaum 
(Vergleich mit vielen der Entwicklungs­
ländern, S. 2) betonen, wird dem Le­
ser nicht recht deutlich. Die Moderni­
sierung hat in Japan vor 1 00 Jahren 
eingesetzt, ist auf dem Gebiet der Ver­
kündung von Gesetzen seit 85 Jahren 
abgeschlossen und hat sich in einer Wei­
se vollzogen, die kaum wiederholbar 
sein dürfte. Als Beitrag zur japani­
schen Rechtsgeschichte ist die Abhand­
lung zu begrüßen ; sie betrifft ein The­
ma, das in einer europäischen Sprache 
noch nicht dargestellt worden ist. 
Der Titel von Ottenbergs Aufsatz 
"Local Government and the Law in 
Southern Nigeria" greift reichlich weit. 
Der Verfasser behandelt die Korrup­
tion in der Lokalverwaltung, die den 
Fehlschlag neuen Rechts in einem Ent­
wicklungsland bedeutet (S. 28) .  Die 
Gründe und das Funktionieren der kor­
ruptiven Erscheinungen werden mit 
Akribie untersucht, und dem Verfas­
ser ist wohl darin zuzustimmen, daß 
das Korruptionssystem seine eigenen 
Werte hat (S. 38) .  Die lesenswerte Stu­
die kommt zu der Mahnung, daß der 
Betrachter der Rechtsentfaltung in 
einem sich entwickelnden Land den 
Grad der Gehorsamstendenz und das 
Ausmaß der ungeahndet bleibenden 
Gesetzesüberschreitungen berücksich­
tigen muß. 
Der japanische Professor Shiga legt in 
dem Beitrag "Some Remarks on the 
Judicial System in China" die Grund­
züge der Gerichtsbarkeit in der feuda­
len, kaiserlichen und modernen Zeit 
dar. Auf knapp zehn Seiten kann er 
natürlich nur eine ganz allgemeine 
Einführung geben. Aber die Characte­
ristica in den einzelnen Epochen wer­
den auch dem mit der chinesischen 
Entwicklung nicht vertrauten Leser 
deutlich. 


	
	
	
	
	
	

